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Öffentlichkeitsarbeit   Partizipationsprozesse

Wer heute mit Entscheidungen im 
öffentlichen Raum zu tun hat, 

sieht sich zunehmend der Forderung 
nach Bürgerbeteiligung bis hin zu einer 
Partizipation im Sinne direkter Demo­
kratie gegenüber [6]. Umfragen bestäti­
gen den Eindruck, dass politischen Ent­
scheidungsträgern, gewählten 
Volksrepräsentanten und deren Orga­
nen, den Verwaltungen, immer mehr 
misstraut wird [8, 14]. Dieses Miss­
trauen kann zum einen an intranspa­
renten, komplizierten Entscheidungs­
prozessen liegen, zum anderen 
vielleicht aber auch tatsächlich daran, 
dass Entscheidungen nicht mehr dem 
mehrheitlichen Willen entsprechen. 

Spätestens seit der Erhebung der 
nachhaltigen Entwicklung zum zentra­
len globalen Leitbild findet sich auch in 
abgestimmten politischen Programmen 
und internationalen Deklarationen und 
Vereinbarungen verstärkt die Forde­
rung nach einer umfassenderen Betei­
ligung der Öffentlichkeit und der rele­
vanten Akteure [2, 5]. Partizipation ist 

heute als unverzichtbarer Bestandteil 
einer auf nachhaltige Entwicklung ge­
richteten Politik anerkannt.

Im Zuge dieser Entwicklung sehen 
auch die Akteure in der Forstwirtschaft 
in Deutschland und insbes. im öffent­
lichen Wald immer mehr die Notwen­
digkeit, sich für eine breitere Bürger­
beteiligung zu öffnen bei Fragen, wie 
mit dem grünen Drittel des Landes um­
gegangen werden soll. Die bayerische 
Forstverwaltung beispielsweise legt für 
sich in ihrem Leitbild explizit die Rol­
le als Vermittler im Dialog mit allen In­
teressengruppen bei partizipativen, den 
Wald betreffenden Prozessen fest [3].

Der Beweggrund hierfür liegt sicher­
lich nicht zuletzt auch in der zuneh­
menden Schwierigkeit, forstliche 
Belange und Anliegen in breitere Ge­
sellschaftsschichten hinein zu trans­
portieren und Verständnis und Unter­
stützung dafür zu erreichen (z. B. [7]). 

Die Öffnung für mehr Partizipation 
erfordert von einer Forstverwaltung 
aber auch größere Neutralität und in 

gewissem Umfang Abgabe von „Deu­
tungshoheit“, also von Macht und Mei­
nungsführerschaft. Daher sollten neben 
den zweifellos darin liegenden Chancen 
und Notwendigkeiten auch die damit 
verbundenen Risiken bedacht werden.

Partizipieren oder  
Mitentscheiden

Partizipation kann abhängig von der 
jeweiligen Zielsetzung  sehr unter­
schiedliche Formen und Ausprägungen 
von Beteiligung mit entsprechend 
unterschiedlichen Ergebnissen anneh­
men (Abb. 1). Das Ausmaß der Beteili­
gung reicht von der ausschließlichen 
Information Betroffener über deren 
Anhörung mit der Möglichkeit zur Stel­
lungnahme oder Abgabe von Empfeh­
lungen hin zu einer Mitwirkung im 

»» Beispiele von Partizipationsprozes-
sen zeigen, dass sich gut organisierte 
Vertreter von (Teil-)Interessen lautstark 
zu Wort melden und auf diese Weise als 
Sprachrohr der Öffentlichkeit auftreten, 
während sich eine unorganisierte Mehr-
heit nur sehr marginal einbringt 

»» Ein Problem ist der Umgang des 
Menschen mit kurz- und langfristigen 
Konsequenzen von Entscheidungen 

»» Es wird immer Fragen geben, die mit 
rein partizipativen Prozessen nicht sinn-
voll beantwortet werden können: Es 
braucht verantwortungsvolle Entschei-
dungsträger und deren Unterstützung 
durch eine fachliche Verwaltung und den 
Ergebnistransfer aus der Wissenschaft 
für eine möglichst objektive Information 
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Abb. 1: Verschiebung der Machtverhältnisse im Beteiligungsgradienten
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Sinne kooperativer Erarbeitung von 
Lösungen oder schließlich hin zu einer 
unterschiedlich weit reichenden 
Abgabe der Entscheidungsmacht [13]. 

Forstliche Partizipationsprozesse, 
z. B. im Rahmen der bayerischen Berg-
waldoffensive oder in Agenda 21-Pro-
zessen, richten sich bisher in der Re-
gel auf die kooperative Planung und 
Umsetzung von Projekten zur Verwirk-
lichung einer vorgegebenen Zielset-
zung, z. B. der Verbesserung des Zu-
standes von Schutzwäldern [1, 17]. 
Dabei werden auf lokaler Ebene forst-
liche Belange mit verschiedenen Inte
ressensgruppen diskutiert, gemeinsam 
Umsetzungsstrategien entwickelt und 
damit deren Akzeptanz verbessert. Die 
Herausforderung besteht dabei weni-
ger in einer sehr komplexen, schwie-
rigen Entscheidungsfindung als in der 
Moderation und Organisation des Um-
setzungsprozesses.

Bei solchen gelungenen Beispielen 
darf allerdings nicht übersehen wer-
den, dass im Kern partizipativer Pro-
zesse immer das Treffen von Ent-
scheidungen steht und die Beteiligten 
grundsätzlich möglichst mit ihren eige-
nen Vorstellungen an der Entscheidung 
mitwirken, also mitentscheiden wollen. 
Eine „Beteiligung light“ in Form von In-
formation oder Anhörung ohne echten 
Einfluss auf die Entscheidung wird in 
vielen Fällen auf Dauer nicht befriedi-
gen.

Grundsätzlich ist dies auch nicht ne-
gativ zu sehen. Wichtigstes Ziel muss 
sein, die „richtige“, das heißt auch die 
möglichst nachhaltige Entscheidung zu 
treffen. Eine höhere Vielfalt an Interes-
sen im Zuge von Partizipation kann die-
sem Ziel theoretisch nur dienlich sein. 

Allerdings lässt die Vielzahl von 
Schwierigkeiten, vor denen Partizipa
tion steht, daran auch Zweifel aufkom-
men. Im Folgenden sollen daher im 
Zentrum der Betrachtung stehen, ob 
eine möglichst weitgehende Partizipa
tion auch eine Garantie für richtige Ent-
scheidungen bedeutet.

Die Schwierigkeiten bei  
der Partizipation

Partizipation erfordert als Erstes, dass 
alle, die tatsächlich betroffen sind, an 
dem Prozess beteiligt werden. Bei 
Fragestellungen von größerer Kom-
plexität und Tragweite ist es allerdings 

kaum möglich zu bestimmen, wo 
Betroffenheit anfängt und wo genau sie 
endet. Dies wirft die schwierige Frage 
nach der Abgrenzung der zu Beteiligen-
den auf.

Bei formellen Verfahren, verfas-
sungsrechtlich garantierten Bürger-
begehren oder Bürgerentscheiden im 
Wirkungskreis der Gemeinden und 
Landkreise ist der Kreis der Beteiligten 
prinzipiell vorgegeben. Bei Fragen von 
forstpolitischer Relevanz ist dies häufig 
offener, wenn sie in informelle Verfah-
ren eingebunden sind, z. B. wenn über 
die Einrichtung eines Nationalparks 
oder über die Form der Bewirtschaftung 
eines als Erholungsschwerpunkt be-
deutsamen Waldes [12] befunden wer-
den soll.

Je nachdem wie weit man die Beteili-
gung ausdehnt, wird dies unterschiedli-
che Effekte auf das Ergebnis haben. Mit 
zunehmender Nähe zu lokal spürba-
ren nachteiligen Auswirkungen eines 
Vorhabens beispielsweise wird eine ab-
lehnende Haltung stärker ins Gewicht 
fallen, ein Effekt, der als St.-Florians-
Effekt sprichwörtlich geworden ist. 
Eine Erweiterung des Beteiligtenkrei-
ses könnte diesen Effekt dagegen theo-
retisch abschwächen.

Jede Abgrenzung der Beteiligten 
bleibt deshalb erstens in gewisser Wei-
se willkürlich und kann zweitens je 
nach Einzugsbereich – ungewollt oder 
aber auch manipulativ – zu völlig unter-
schiedlichen Ergebnissen führen.

Als Nächstes sollten die zu Beteili
genden über alle relevanten Fakten 
und Argumente informiert sein. Dies 

beinhaltet zunächst, dass die Informa-
tionen in für den Empfänger geeigne-
ter Weise bereitgestellt werden, was 
bei komplexen Themen zu einer be-
trächtlichen Informationsfülle oder 
aber zu unkalkulierbaren Vereinfa-
chungen führen kann. Der Empfänger 
muss die Information sodann abholen, 
in ihrem Umfang und ihrer Komplexi-
tät aufnehmen, verstehen und schließ-
lich bewerten können, um zu einer per-
sönlichen Haltung zu kommen. Dies 
erfordert vom Informierenden wie vom 
Adressaten einen erheblichen Energie- 
und Zeitaufwand, was eine nicht zu ver-
nachlässigende Hürde für das Gelingen 
von Partizipation darstellt. 

Sind die Probleme von Abgrenzung 
des Beteiligtenkreises und Informa-
tionsvermittlung gelöst, müssen alle 
Betroffenen nicht nur zu Wort kom-
men können, sondern dies vor allem 
auch tun. Betrachtet man aktuelle Bei-
spiele von Partizipationsprozessen, so 
zeigt sich, dass sich sehr häufig aktive, 
gut organisierte Vertreter von (Teil-)In-
teressen lautstark zu Wort melden, auf 
diese Weise als Sprachrohr der Öffent-
lichkeit auftreten und den Prozess als 
Beteiligung der Öffentlichkeit „maskie-
ren“, während sich eine unorganisierte 
Mehrheit nur sehr marginal in den Be-
teiligungsprozess einbringt [15].

Wahlbeteiligungen bei Volksabstim-
mungen oder Bürgerentscheiden zei-
gen außerdem, dass offenbar die Sorge 
vor Beschlüssen, die von ihnen abge-
lehnt werden, die Bürger stärker zur 
Abstimmung treibt als Entscheidungen, 
mit denen sie einverstanden sind oder 
deren Ergebnis sie nicht unmittelbar 
berührt [10]. Partizipation kann daher 
häufig von einer „Ablehnungskultur“ 
geprägt sein. Beide Erscheinungen kön-
nen zu einer verzerrten Interessensab-
wägung führen. 

Selbst wenn ein optimal organisierter 
Beteiligungsprozess all diese eher me-
thodischen Schwierigkeiten und Gren-
zen überwinden kann, tritt als Hin-
dernis für mehr Nachhaltigkeit der 
Umgang des Menschen mit den kurz- 
und langfristigen Konsequenzen von 
Entscheidungen auf. Untersuchungen 
belegen, dass kurzfristige Belohnungs- 
und Bestrafungserlebnisse unser Ur-
teilsvermögen verzerren und uns ent-
gegen vorhandenem, aber abstraktem 
Wissen davon abhalten, die besten Lö-
sungen für langfristige Entscheidungen 

„Sinnvoller als 
Partizipation um 
jeden Preis ist es, 
die Stimmungen 
der Bevölkerung 
zu Fragen der 
Waldbewirtschaf-
tung abzufragen, 
z. B. über ein 
Monitoring.“
Kurt Amereller 
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zu finden [9]. Das heißt, unmittelbar 
spürbare Konsequenzen bewerten wir 
i. d. R. höher als in fernerer Zukunft lie-
gende Wirkungen, obwohl wir es rein 
rational eigentlich besser wissen.

Nicht unmittelbar spürbare und für 
die Beteiligten abstrakte Belange (z. B. 
die CO2-Speicherung von Wäldern und 
Holzprodukten) drohen daher in parti-
zipativen Prozessen niedriger gewich-
tet zu werden. 

All diese Schwierigkeiten belasten 
rein partizipativ gewonnene Entschei-
dungen letztlich mit Unwägbarkeiten 
und unkalkulierbaren Verzerrungen. 
Dass eine so getroffene Entschei-
dung „richtig“, also im objektiven Sin-
ne nachhaltig ist, ist nicht wahrschein-
licher und zuverlässiger, als wenn sie 
beispielsweise einer ausreichend gro-
ßen, ideal besetzten Kommission von 
Experten und verantwortlichen, verant-
wortungsbewussten Repräsentanten 
übertragen werden würde [16].

Die Sache mit der Legitimation

Solchen Einwänden wird regelmäßig 
entgegengehalten, dass partizipativ 
getroffene Entscheidungen zumindest 
legitimiert seien. Der Gedanke der 
Legitimation dürfte auch bei der Bereit-
schaft der Forstpartie zu mehr partizi-
pativen Prozessen eine tragende Rolle 
spielen in dem Bestreben, die Gesell-
schaft auf einem für richtig gehaltenen 
Weg mitzunehmen. Durch Mehrheiten 
legitimierte Entscheidungen müssen 

aber nicht automatisch auch richtig 
sein, wie schon ein Blick in die jüngere 
Geschichte zeigt. Eine Legitimation 
kraft Mehrheiten kann daher nicht 
Selbstzweck und alleiniger Maßstab für 
die Qualität von Entscheidungen sein, 
auch wenn sie unbestritten in einer 
Demokratie einen unverzichtbaren 
Bestandteil von Entscheidungsprozes-
sen darstellt. 

Folgerungen für  
die Forstwirtschaft

Die Berechtigung partizipativer Ansätze 
auch für forstliche oder forstpolitische 
Fragestellungen wird nicht infrage 
gestellt. Das Bildungsziel „mündiger 
Bürger“ muss in seiner Konsequenz 
diesem Bürger auch eine möglichst 
starke Mitverantwortung am Geschick 
des Waldes und seiner Ressourcen als 
essenzieller Lebensgrundlage zugeste-
hen. Dies stößt jedoch auf Grenzen, die 
vielleicht früher erreicht werden, als 
mancher sich wünscht. 

Partizipative Prozesse gelingen umso 
leichter, je direkter die Menschen mit-
einander in Verbindung stehen [11]. 
Je enger abgrenzbar daher die zu be-
teiligenden Betroffenen, die relevan-
ten Informationen, Interessen und 
„Schlüsselstakeholder“ [4] sind und 
je mehr die Beteiligten auf Augenhö-
he „miteinander zu tun“ haben, desto 
eher kann es für alle Beteiligten zu be-
friedigenden Ergebnissen kommen. Lo-
kale Prozesse wie die im Rahmen der 

bayerischen Bergwaldoffensive können 
daher durchaus sehr erfolgreich verlau-
fen und Legitimation und gesellschaft-
lichen Rückhalt für forstliches Handeln 
und (forst-)politische Entscheidungen 
gewährleisten.

Man sollte sich allerdings davor 
hüten, partizipative Prozesse nur des-
halb einzuleiten, weil man sich dadurch 
Unterstützung für ein bestimmtes, 
vorgefasstes (Wunsch-)Ergebnis ver-
spricht oder hofft, man könne forstpoli-
tisch unerwünschte Forderungen (z. B. 
Flächenstilllegung) mittels Bürger
beteiligung durch konkurrierende In-
teressen (z. B. Sport, Erholung) „neu-
tralisieren“. Dies ist nicht nur aufgrund 
der aufgezeigten Unwägbarkeiten im 
Beteiligungsprozess riskant, sondern 
kann zu einem völligen Vertrauensver-
lust führen, wenn offenkundig wird, 
dass Partizipation zu einer Alibiveran-
staltung degradiert wird.

Ungeachtet dessen kann es sinnvoll 
sein, mittels partizipativer Prozesse 
vehement vorgebrachten Teilinteressen 
andere, gleichberechtigt existieren-
de Belange gegenüberzustellen und so-
mit eine ausgewogenere, aber ergebnis
offene Diskussion zu fördern.

Es wird aber immer zahlreiche Fra-
gen geben, die mit rein partizipativen 
Prozessen nicht sinnvoll beantwortet 
werden können. Um letztlich verant-
wortungsvolle Entscheidungsträger und 
deren Unterstützung durch eine fach-
liche Verwaltung mit bestmöglich aus-
gebildetem Personal kommt man daher 
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nicht herum. Ebenso braucht es als not­
wendige unterstützende Disziplinen die 
Wissenschaft und deren Ergebnistrans­
fer für eine möglichst umfassende, ob­
jektive Information.

Eine Forstverwaltung kann sich da­
her in keinem Fall auf eine ausschließ­
liche Rolle als neutraler Vermittler 
und Moderator zurückziehen. Auch bei 
weitreichender Bürgerbeteiligung be­
darf es eines Anwaltes des Waldes und 
seiner Leistungen. Diese Rolle dür­
fen Forstverwaltungen nicht abgeben. 
Gleichwohl müssen sie offen bleiben 
für die Meinungen und Anliegen an­
derer. Sinnvoller als Partizipation um 
jeden Preis wird es für diesen Zweck 
sein, die Stimmungen und Einstellun­
gen der Bevölkerung zu Themen abzu­

fragen, die den Wald und seine Bewirt­
schaftung betreffen. Hierfür könnte ein 
Monitoring infrage kommen, wie man 
es auch für „harte“ naturwissenschaft­
liche Daten durchführt. Auf die dabei 
gewonnenen Erkenntnisse sollten dann 
die eigene forstliche Handlungsweise, 
die diesbezügliche Kommunikation und 
der Wissenstransfer abgestellt werden. 
Dobler et. al. [7] geben wichtige Hin­
weise, wie das in einer zeitgemäßen 
und zielgerichteten Öffentlichkeitsar­
beit umgesetzt werden kann.

Unter diesen Rahmenbedingungen 
und befreit von allzu optimistischen 
oder aber auch zweckgesteuerten Er­
wartungen ist das verstärkte Bestreben, 
in partizipative Prozesse einzutreten, 
zu begrüßen. Partizipation ist wün­

schenswert und notwendig. Genauso 
aber bleibt sie schwierig in der Umset­
zung. Keinesfalls ist sie ein Allheilmit­
tel oder ein Mittel, um Verantwortung 
für Entscheidungen abzugeben.

Kurt Amereller
Kurt.Amereller@lwf.bayern.de,

ist Vizepräsident der Bayerischen Landes­
anstalt für Wald und Forstwirtschaft (LWF).
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